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M

onika H
ächler:

●
Energiepolitik: D

en W
orten

Taten folgen lassen

m
ittel

●
G

enossenschaften sind ein   
Erfolgsm

odell

bern
Judith G

asser und Franziska
G

rossenbacher:
●

Von der W
ohn- zur M

ohn-
Initiative

«W
ohnstadt Bern – für alle!»:

Stéphanie Penher, 
Co-Fraktionspräsidentin 
G

B/JA!

H
erzliche G

ratulation! 
Regula Rytz, Co-Präsidentin G

rüne Schw
eiz 



D
ie Initiative «Stopp der Ü

berbevölkerung» der O
rga-

nisation Ecologie et population (Ecopop), verbindet
die U

m
w

eltschutz- und M
igrationsfrage, blendet aber

die Verteilungsfrage aus. W
ie kann G

rüne Politik ver-
hindern, dass soziale G

erechtigkeit gegen U
m

w
elt aus-

gespielt w
ird?

An der ersten G
B-Veranstaltung zum

 Them
a Ö

kopo-
pulism

us zeigte der Journalist M
arcel H

änggi auf, w
ie

bereits die U
m

w
eltbew

egung des 19. Jahrhunderts
für ein Brem

sen des Bevölkerungsw
achstum

 plä-
dierte, die Frage einer gerechteren Verteilung von
Ressourcen aber schon dam

als ausklam
m

erte. Stets
begleitete etw

as M
enschenfeindliches und Autoritä-

res den D
iskurs, etw

a als W
eltbank und U

N
O

 in den
1950ern Bevölkerungsprogram

m
e in der D

ritten W
elt

lancierten. 
Ein hoher U

m
w

eltverbrauch pro Kopf schadet der
N

atur. W
o dieser Verbrauch geschieht, ist aber irrele-

vant und hat m
it Einw

anderung nichts zu tun. Zentral
ist, w

er w
ozu und w

ie viel R
essourcen verbraucht.

Statt auf Ausgrenzung zu setzen, die vom
 w

esentli-
chen Problem

 des w
estlichen W

ohlstandsm
odells ab-

lenkt, ist das Augenm
erk auf die Verteilungsfrage zu

lenken. In Bezug auf die «neue Einw
anderung» (der

Bessergestellten) gilt es, die Arbeitsm
arkt- und Steu-

erpolitik der Schw
eiz zu korrigieren. 

An einer nächsten G
B-D

iskussion im
 Juni sollen die

erw
ähnten und w

eitere Aspekte vertieft w
erden:

W
elche Argum

entationsstrategien und Ziele verfol-
gen Ö

kopopulisten, w
ie treten sie auf, w

ie sind sie or-
ganisiert und w

er sind ihre «Väter»? W
eshalb ist die

Verknüpfung von U
m

w
elt-, Bevölkerungs- und M

igra-
tionspolitik zw

ar heil- und w
irkungslos, aber dennoch

so populär? W
arum

 w
ird die Verteilungsfrage syste-

m
atisch beiseite gelassen? 

Johannes Künzler, G
B-Stadtratskandidat

stand

W
enn die Stadt schon selber baut (w

ie im
 Stöckacker

Süd) oder eigenes Land im
 Baurecht abgibt (w

ie am
W

arm
bächliw

eg), m
uss sie die Chance packen und pio-

nierhafte Projekte um
setzen. 2’000 W

att- und auto -
arm

es W
ohnen sow

ie preisgünstiger W
ohnraum

 für
verschiedene W

ohnform
en sind die Bedingungen.

Am
 Standort der alten Berner Kehrichtverbrennungs-

anlage (K
VA W

arm
bächliw

eg) sollen rund 250 neue
W

ohnungen gebaut und durch w
ohnverträgliche Ar-

beits- und Freizeitnutzungen ergänzt w
erden. D

as
G

rüne Bündnis (G
B) hat sich dafür eingesetzt, dass die

Stadt Bern, die als Bodenbesitzerin das Land im
 Bau-

recht abgibt, die H
älfte der geplanten Fläche gem

ein-
nützigen W

ohnbauträgern zur Verfügung stellt. 2’000
W

att-    G
esellschaft und m

axim
al 0,5 Parkplätze pro

W
ohnung sind w

eitere Bauvorgaben, die vom
 G

B er-
folgreich eingebracht w

orden sind. Zudem
 verlangt

eine eingereichte G
B-M

otion von der Stadt, Baurechts-
verträge abzuschliessen, die Steuerungsm

echanism
en

(beispielsw
eise Belegungsvorschriften) für dichtes Be-

w
ohnen beinhalten. D

am
it soll der stetig steigende

W
ohnflächenbedarf gebrem

st w
erden können. 

        Bei der Ü
berbauung Stöckacker w

ird der städ t -
ische Fonds für Boden- und W

ohnbaupolitik eine alte
G

B-Forderung einlösen und selber aktiv bauen, sofern
die Berner Bevölkerung in der Septem

ber-Abstim
m

ung
den dafür vorgesehenen K

redit gutheisst. Analog zu
den gem

einnützigen W
ohnbauträgern w

ird dadurch
W

ohnraum
 geschaffen, der nicht auf sofortige Rendite

ausgelegt ist und dadurch beständige M
ietzinse er-

m
öglicht. D

ie in den Jahren 1945/46 von der Stadt er-
stellten W

ohnblöcke m
it m

ehrheitlich Kleinw
ohnungen

w
erden durch zeitgem

ässe, das heisst ökologisch
nachhaltige und den heutigen W

ohnbedürfnissen ent-
sprechende, W

ohnungen ersetzt. D
as G

B begrüsst die
D

urchm
ischung der W

ohnform
en; von vergünstigten

Alters- und Fam
ilienw

ohnungen zu m
oderaten M

ieten,
bis hin zu «Tow

nhouses» zu üblichen M
arktm

ieten. Es
darf aber nicht vergessen gehen, dass W

ohnraum
 im

N
iedrigpreissegm

ent vernichtet w
ird, der deshalb

zw
ingend kom

pensiert w
erden m

uss.
Stéphanie Penher, Co-Fraktionspräsidentin G

B/JA!

Zeitgem
äss w

ohnen: W
arm

-
bächliw

eg und Stöckacker Süd 

U
nheilvolle Verknüpfung von

U
m

w
elt- und M

igrationspolitik

stand

B
ernerinnen und B

erner w
ollen die Energiew

ende:
B

ereits vor Fukushim
a haben sie den A

tom
ausstieg

beschlossen und deutlich gegen ein neues A
tom

-
kraftw

erk gestim
m

t. Zudem
 hat die B

erner B
evöl-

kerung im
 vergangenen Jahr ihren Strom

verbrauch
gesenkt. N

un sind die B
ehörden gefragt. 

Für das G
B ist klar: D

ie Energiepolitik der Stadt Bern
m

uss sich an der 2’000 W
att- und der 1 Tonnen Co2-

G
esellschaft orientieren. D

er Bau von grossen G
as-

kraftw
erken ist keine gangbare Alternative. D

och das
Ziel ist noch fern: Aktuell beruhen m

ehr als 90 Pro-
zent des Berner Energieverbrauches auf nicht-erneu-
erbaren

Energien. U
m

 die Energiew
ende zu realisieren,

brauchtes deshalb neben Energiespar- und Effizienz-
m

assnahm
en einen U

m
bau der Energieversorgung:

Photovoltaik- und Solaranlagen auf Berner D
ächern

m
üssen ihren Beitrag leisten, doch alleine reichen sie

nicht aus. Im
 H

inblick auf die künftige Berner Energie-

versorgung gilt es noch viele Fragen zu beantw
orten:

W
o kann in der Stadt Bern Abw

ärm
e oder W

ärm
e aus

dem
 G

rundw
asser genutzt w

erden? W
ohin soll und

kann das Fernw
ärm

enetz ausgedehnt w
erden? W

el-
ches w

äre ein sinnvoller Standort für eine Biogasan-
lage? U

nd dam
it das G

as- und D
ruckkraftw

erk Forst-
haus w

ie geplant 2035 durch eine Co2-neutrale und
erneuerbare Energiequelle abgelöst w

erden kann,
m

üssen die Potentiale der G
eotherm

ie, von syntheti-
schem

 M
ethan und eventueller künftiger Technolo-

gien ausgelotet w
erden. 

D
am

it die Berner Energieversorgung um
gebaut

und den Produzenten, Verbrauchern und Investoren
K

larheit über den W
eg zur Zielerreichung verschafft

w
erden kann, sind verbindliche Planungsgrundlagen

dringend notw
endig. D

ie Behörden sind darum
 jetzt

gefordert, endlich einen Energierichtplan vorzulegen. 

M
onika H

ächler, G
B-Stadträtin

Energiepolitik: 
Jetzt braucht es Taten

«D
ie O

rganisation Ecopop
distan ziert sich zw

ar offiziell
von Frem

denhass und Rassis-
m

us – sie operiert dennoch m
it

einem
 D

iskurs, der nicht nur den
Ausschluss von N

icht-Schw
eizer -

Innen propagiert, sondern im
G

egeneinander-Ausspielen von
M

ensch und N
atur auch einen

m
enschenfeindlichen G

rundton
hat. D

iesen Ideen gilt es ent-
schieden entgegenzutreten.»
Johannes Künzler, 
G

B-Stadtratskandidat

«Auch der K
anton Bern hat 

seinen Beitrag zur Erreichung
der Schw

eizer Energieziele zu
leisten, indem

 er beispielsw
eise

eine kantonale Biogasstrategie
vorlegt: D

enn eine Biogasanlage
in Bern m

acht nur Sinn, w
enn

nicht fünf w
eitere im

 Aaretal
entstehen. Es braucht eine ge-
m

eindeübergreifende Planung –
dam

it künftig kein Abfall aus
dem

 Ausland im
portiert w

erden
m

uss.»
M

onika H
ächler, G

B-Stadträtin

D
ie Siedlung Vauban in

Freiburg im
 Breisgau gilt

nach w
ie vor als M

odell
für zeitgem

ässes W
ohnen.
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Stadt
●

Zonenplan W
arm

bächliw
eg-G

üterstrasse:JA
●

Ü
berbauungsordnung Stöckacker Süd:JA

●
N

utzungszonenplan Allm
enden:JA

N
ational

●
Volksinitiative «Eigene vier W

ände dank Bau-
sparen»:N

EIN

●
Volksinitiative «Für die Stärkung der Volks -

rechte in der Aussenpolitik (Staatsverträge vors
Volk!)»: N

EIN
●

Änderung des Bundesgesetzes über die K
ranken-

versicherung (M
anaged Care): Parolenfassung er-

folgt nach Redaktionsschluss an M
V, G

B-Parole ab
10. M

ai unter: w
w

w
.gbbern.ch

A
bstim

m
ungen vom

 17. Juni 



m
ittel

G
enossenschaften: sozial und ökologisch

Facts
«Initiative für bezahlbare W

oh-
nungen» lanciert
M

it der W
ohn-Initiative, die das

G
B zusam

m
en m

it Rot-G
rünen

Parteien und Fachverbänden am
1. M

ai lanciert hat, soll sicherge-
stellt w

erden, dass in allen Q
uar-

tieren der Stadt Bern preis güns-
tige qualitativ hochw

ertige 
W

ohnungen gew
ähr leistet sind.

U
m

 dieses Ziel zu erreichen, 
m

üssen insbesondere W
ohnbau-

genossenschaften gefördert und
der W

ohnungsbau der Spekula-
tion entzogen w

erden. D
ie Initia-

tive sieht vor, m
it baurechtlichen

Instrum
enten dafür zu sorgen,

dass …
 

●
bei U

m
- und N

eueinzonungen
m

indestens ein D
rittel des W

oh-
nungsbaus von gem

einnützigen
W

ohnbauträgern oder w
eiteren

Bauträgern m
it den gleichen Ziel-

setzungen erstellt w
ird, und die-

ser W
ohnraum

 dauerhaft in
Kostenm

iete verm
ietet w

ird.
●

bei N
eu- und U

m
bauten von

G
ebäuden das zulässige M

ass der
N

utzung um
 20 Prozent erhöht

w
erden kann, w

enn im
 gesam

ten
G

ebäude preisgünstiger W
ohn-

raum
 erstellt und dauerhaft in

Kostenm
iete verm

ietet w
ird. 

Auch w
enn Private bauen, soll in

der Stadt Bern W
ohnraum

 
für alle entstehen. D

enn auch 
Fam

ilien und w
eniger begüterte

H
aushalte sollen in der Stadt

Bern w
ohnen können. D

as Prinzip
der Kostenm

iete deckt die effek-
tiven Kosten, entzieht jedoch die
M

ietzinse der reinen M
arktlogik.

Eine städtebaulich verträgliche
Erhöhung des N

utzungsm
asses

trägt zudem
 zur ökologisch sinn-

vollen Verdichtung bei.
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preise entsprechen den tatsächlichen Kosten und
dienen nicht der G

ew
innm

axim
ierung gieriger Eigen-

tüm
er. M

ieten in gem
einnützigen W

ohnungen sind
deshalb 15–20 Prozent günstiger als im

 M
arktdurch-

schnitt. D
och auch G

enossenschaften können N
eu-

bauten nicht billig bauen. Sie bezahlen die gleichen
H

and w
erkerpreise und bauen bezüglich ökologi-

scher N
achhaltigkeit zukunftsw

eisend. 

Auch Bern soll zur G
enossenschaftshochburg w

erden
In Bern gehören rund 9 Prozent der bestehenden
74'600 W

ohnungen W
ohnbaugenossenschaften und

anderen gem
einnützigen W

ohnbauträgern. D
ie

Stadt Bern liegt dam
it deutlich hinter den G

enossen-
schaftshochburgen Biel (18,3 Prozent) oder Zürich
(18,5 Prozent) zurück und hat ein entsprechend gros-
ses Ausbaupotential. In der Stadt Zürich w

urde ver-
gangenen N

ovem
ber ein neuer G

rundsatzartikel in
die G

em
eindeordnung aufgenom

m
en, w

elcher den
Anteil gem

einnütziger W
ohnungen sogar auf einen

D
rittel steigern w

ill. 
N

un soll auch in B
ern der gem

einnützige W
oh-

nungsbau eine unabdingbare G
rösse w

erden: D
enn

zusätzliche W
ohnungen, die allen zugute kom

m
en,

tun in der Stadt Bern N
ot. D

ie Leerw
ohnungsziffer

liegt bei 0,45 Prozent, das heisst, freie W
ohnungen

sind schw
er zu finden. Zudem

 sind die M
ietpreise in

den letzten Jahren ungebrem
st gestiegen. D

a aus
Sicht der M

ietenden der M
arkt nicht spielt, sind die

auf dem
 M

arkt angebotenen W
ohnungen bis 1,4m

al
teurer als die M

ieten des gesam
ten W

ohnungbestan-
des. Auch aus G

rüner Sicht soll in der Stadt Bern in
den nächsten Jahren gebaut w

erden, denn die Stadt
B

ern ist eine eigentliche Arbeitsstadt: Es arbeiten
m

ehr Leute in B
ern als hier w

ohnen, die Pendler-
ström

e generieren Verkehr. D
er prognostizierte Ver-

kehrszuw
achs von über 30 Prozent m

uss unbedingt
gebrem

st w
erden. 

D
ie Stadt hat Entw

icklungspotenziale für 7‘000
neue W

ohnungen ausgew
iesen, die in den nächsten

zehn Jahren realisiert w
erden könnten. N

eben inne-
ren Verdichtungen und U

m
nutzungen (beispiels-

w
eise die alte K

VA am
 W

arm
bächliw

eg) sind Stadt -
erw

eiterungen im
 N

orden und O
sten (Viererfeld, H

in-
tere Schosshalde, W

ittigkofen/Saali) oder ein grösse-
res Baugebiet in Bern-W

est m
öglich. D

ie W
eichen

m
üssen heute gestellt w

erden: M
indestens ein D

rit-
tel dieser geplanten W

ohnungen m
uss gem

einnützig
gebaut w

erden, dam
it Bern langfristig eine Stadt für

alle bleibt. 
H

ilm
i G

ashi, G
ew

erkschaftssekretär U
nia Berner

O
berland/G

B-Stadtratskandidat, und Christine 
M

ichel, G
B-Stadträtin/M

it glied Initiativkom
itee

«Für bezahlbare W
ohnungen»

D
ie U

N
O

 hat das Jahr 2012 zum
 Internationalen Jahr

der G
enossenschaften erklärt – und dam

it den Zeit-
punkt gut getroffen. N

och vor zehn Jahren w
urden

die G
enossenschaften als Auslaufm

odelle betrachtet.
H

eute jedoch ist klar, dass G
enossenschaften ein Er-

folgsm
odell sind: Bew

ohnerInnen von W
ohnbauge-

nossenschaften kom
m

en längerfristig in den G
enuss

tieferer M
ieten. M

it der städtischen Initiative «Für
bezahlbare W

ohnungen» w
ill das G

B die G
enossen-

schaften in Bern fördern. 

G
enossenschaften als kollektive Antw

ort auf soziale
P

roblem
e 

Konsum
genossenschaften entstanden vor hundert

Jahren aus der N
ot viel zu m

agerer Einkom
m

en. Aus
der W

ohnungsknappheit und der Arbeitslosigkeit der
1920er- und 1940er-Jahre entw

ickelten sich W
ohnbau-

und Produktivgenossenschaften. Als Selbsthilfe der
kleineren Bauern entstanden die landw

irtschaftli-
chen G

enossenschaften. D
och auch ökologische Inno-

vationen w
ie das Car-Sharing von M

obility sind als
G

enossenschaften organisiert. 
Andreas Rieger, Co-Präsident der G

ew
erkschaft

U
nia, bezeichnet G

enossenschaften denn auch als
grundsätzliche Alternative zum

 «Shareholder Value»:
Im

 G
egensatz zum

 Shareholder-K
apitalism

us ver-
schärfen sie nicht die soziale U

ngleichheit – im
 G

egen-
teil: N

icht die Profitm
axim

ierung steht im
 Zentrum

aller Entscheide, sondern die Erreichung sozialer
Ziele. 

Indem
 sie w

ertvollen Boden der Spekulation ent-
ziehen, verkörpern die gem

einnützigen Baugenossen-
schaften im

 Bereich des W
ohnungsbaus einen D

ritten
W

eg zw
ischen M

iete und Eigentum
. G

enossenschaf-
ten verfolgen in ihren Statuten den Zw

eck «dauerhaft
den Bedarf an W

ohnraum
 zu tragbaren finanziellen

Bedingungen zu decken». Eine vorteilhafte Strategie
in vielerlei H

insicht:

Sparsam
 und ertragreich

D
er W

ohnflächenbedarf pro Person – eine w
ichtige

Kennzahl für ökologische Ü
berlegungen – liegt bei G

e-
nossenschaftsw

ohnungen dank Belegungsvorschriften
deutlich tiefer als im

 renditeorientierten W
ohnungs-

bau. Ein zentrales Anliegen Rot-G
rüner Politik, w

elche
für eine Verdichtung im

 Zentrum
 statt eine Zersiede-

lung im
 G

rünen plädiert, ist W
ohnraum

 für alle zu ge-
w

ährleisten, anstelle Fam
ilien und einkom

m
ensschw

ä-
chere G

ruppen in die Agglom
eration zu verdrängen. 

N
icht zu verachten: In Luzern hat sich gezeigt,

dass der Steuerertrag pro Q
uadratm

eter W
ohnfläche

in N
obelquartieren tiefer ist als in w

eniger begüter-
ten G

egenden. D
ie öffentliche H

and tut daher sogar
aus Steuerüberlegungen gut daran, sich für den nicht-
renditeorientierten W

ohnungsbau stark zu m
achen.

Langfristig und günstig
D

ie G
enossenschaften bieten ihren M

ietern eine lang-
fristige Perspektive: N

iem
and m

uss vor einer kurz -
fristigen Kündigung Angst haben, rein aus dem

 Kalkül
heraus, die Rendite für die Kapitaleigner zu erhöhen.
D

er dauerhafte Spekulationsentzug und das Prinzip
der Kostenm

iete führen zu tragbaren M
ieten: M

iet-

W
o

h
n

en
 fü

r alle
Initiative für bezahlbare W

ohnungen

●
Jetzt unterschreiben!

«Initiative für bezahlbare W
ohnungen»: D

am
it

W
ohnen nicht zur finanziellen B

elastung w
ird. In-

form
ationen zur W

ohn-Initiative und U
nterschrif-

tenbogen bestellen unter: w
w

w
.w

ohnenfueralle.ch 

aktions

Für bezahlbare W
ohnungen

in allen Berner Q
uartieren

statt W
ohnungsnot!



bern

D
ie G

B
-A

rbeitsgruppe Ö
kologie lanciert im

 H
inblick

auf die W
ohn-Initiative eine M

ohn-Initiative: W
äh-

rend gem
einnütziger W

ohnungsbau die M
itgestal-

tung des W
ohnraum

s erm
öglicht, begrünt und belebt

das B
egärtnern des öffentlichen R

aum
es das W

ohn-
um

feld. Für die W
ohn-Initiative w

erden U
nterschrif-

ten gesam
m

elt und für die M
ohn-Initiative Sam

en
ausgesetzt. Eine D

oppelinitiative für m
ehr individu-

elle G
estaltung unserer Stadt – lassen w

ir Bern in R
ot

und G
rün erblühen!

Als G
uerilla G

ardening w
urde ursprünglich die heim

 -
liche Aussaat von Pflanzen als subtiles M

ittel politi-
schen Protests und zivilen U

ngehorsam
s im

 öffent -
lichen Raum

 – vorrangig in G
roßstädten oder auf öffent-

lichen G
rünflächen – bezeichnet. M

ittlerw
eile hat es

sich zum
 urbanen G

ärtnern oder zu städtischer Land-
w

irtschaft w
eiterentw

ickelt und verbindet m
it dem

Protest den N
utzen einer Ernte beziehungsw

eise einer
Verschönerung trister Innenstädte durch Begrünung
brachliegender Flächen.

G
ut, Berns Innenstadt, das U

N
ESCO

-W
eltkulturerbe,

kann nicht ernsthaft als trist bezeichnet w
erden.

N
ichtsdestotrotz gibt es auch in Bern vernachlässigte

Ecken – und gärtnerischen G
estaltungsspielraum

 bietet
unsere Stadt allem

al.
        Zw

ar verfügt Bern über einen grossen Anteil an
Landw

irtschaftsland, doch darum
 geht es hier nicht.

D
as Ziel, regionale Kreisläufe zu schaffen, ökologisch

und fair zu produzieren, sow
ie ProduzentInnen und

Konsum
entInnen einander näher zu bringen, verfolgen

in Bern schon zw
ei andere Initiativen: «Soliterre» ist ein

Verein, der Vertragslandw
irtschaft im

 Raum
 Bern orga-

nisiert und «Radiesli» gärtnert in W
orb gleich selber. 

        Bern begrünen – leicht gem
acht: Für heim

liche Aus-
saaten an belebten Plätzen w

erden «Sam
enbom

ben»
genutzt. D

iese bestehen aus einem
 G

em
isch aus Erde,

Ton und Sam
en, w

elche zu Kugeln geform
t und getrock-

net w
erden, um

 sie dann vom
 fahrenden Rad aus auf

Verkehrsinseln zu w
erfen oder beim

 Spaziergang unauf-
fällig fallen zu lassen. M

itm
achen lohnt sich!

Judith G
asser, G

B-Stadträtin, und Franziska G
rossen-

bacher, G
B-Stadtratskandidatin

Zur W
ohn- die M

ohn-Initiative

Vorstösse IErfolge
Stadt 
●

D
ie G

B
-Politik hat anständige M

indestlöhne,
kleine Lohnscheren, gute Anstellungsbedingun-
gen und W

ertschätzung gegenüber den städti-
schen M

itarbeiterInnen zum
 Ziel. D

ie Teilrevision
des städtischen Personalreglem

ents und des R
e-

glem
ents über den Lohn, die N

ebenbeschäftigun-
gen und die Parlam

entstätigkeit der G
em

einde-
rats m

itglieder stellte eine gute G
elegenheit dar,

das Lohngefüge der B
erner Angestellten gerechter

zu gestalten. D
ie erarbeitete Vorlage sah zw

ar Än-
derungen beim

 Lohnsystem
 vor, fokussierte dabei 

aber einseitig auf die Löhne der K
ader und der 

G
em

einderatsm
itglieder. D

och in Zeiten hoher
K

rankenkassenpräm
ien und Lebenshaltungsko-

sten, steigender Ö
V

-Preise und kaum
 m

ehr bezahl-
barem

 W
ohnraum

 m
uss die Stadt ihre Verant-

w
ortung gegenüber w

eniger gut situierten M
en-

schen w
ahrnehm

en. Aus G
B

-Sicht bedeutet dies:
K

ein Lohn darf w
eniger als 4

′000 Franken betra-
gen – selbstverständlich bei 13 M

onatslöhnen. 
D

er diesbezügliche G
B

-Antrag w
urde m

it U
nter-

stützung der SP/JU
SO

- und der B
D

P/CV
P-Fraktion

angenom
m

en.

sicht

Franziska Teuscher – du kandidierst bei den städti-
schen W

ahlen vom
 N

ovem
ber für einen Sitz in der

Stadtberner Exekutive. W
as hat dich zu dieser K

andi-
datur m

otiviert?
●

Ich sehe es als eine spannende Aufgabe, in der Stadt,
in der ich seit m

einer G
eburt lebe, G

rüne Politik auf G
e-

m
eindeebene um

zusetzen: M
an ist nahe bei den Bürge-

rinnen und Bürgern und im
 Vordergrund steht die

Erarbeitung tragfähiger Lösungen. Ich m
öchte m

eine
Politik im

 D
ialog m

it der Berner Bevölkerung um
setzen.

W
elche Them

en w
erden B

erns nähere Zukunft be-
stim

m
en?

●
D

ie Energiew
ende ist und bleibt ein zentrales Them

a.
Ich m

öchte Private und KM
U

 dazu m
otivieren, bei einer

raschen Realisierung der Energiew
ende m

itzuhelfen.
W

eiter m
üssen w

ir auch dem
 neuen Trend Rechnung

tragen, dass es viele M
enschen zurück in die Städte

zieht. In Bern braucht es deshalb dringend m
ehr bezahl-

bare W
ohnungen. M

it unserer W
ohn-Initiative w

ollen
w

ir preisgünstiges W
ohnen gezielt fördern. Für m

ich ist
zudem

 w
ichtig, dass nach der obligatorischen Schulzeit

alle jungen M
enschen eine berufliche Perspektive

haben.

2010 w
urde der G

egenvorschlag zur G
B

-Initiative
«EnergieW

endeBern» angenom
m

en. W
ie w

eit ist m
an

m
it der dam

als prognostizierten W
eichenstellung in

der Energiepolitik?

●
W

ährend in anderen Kreisen noch neue Atom
kraft-

w
erke geplant w

urden, hat Bern beschlossen, bis spä-
testens 2039 atom

frei zu sein. Bern m
uss nun seine

Energiepolitik auf Effizienz und erneuerbare Energien
ausrichten. D

as städtische W
erk EnergieW

asserBern
h at hier schon einiges in die W

ege geleitet. Privatper-
sonen und KM

U
 m

üssen die Energiew
ende für sich sel-

ber aber auch beschliessen – zum
 Beispiel w

ie das
Restaurant O

 bolles, w
elches 2010 den städtischen

Energiepreis gew
onnen hat: Es hat seinen Strom

kon-
sum

 reduziert und deckt den restlichen Bedarf m
it W

as-
serkraft und Sonnenenergie.

Seit Jahrzehnten engagierst du dich für einen Ausbau
der K

ita-Plätze. W
as hältst du von den Betreuungsgut-

scheinen, die ab 2013 in K
indertagesstätten einge-

führt w
erden?

●
Bern hat dank m

einer M
otion von 1991 das K

ita-
Angebot kontinuierlich erw

eitert. D
as ist ein Erfolg. 

D
ieser Ausbau m

uss nun w
eitergehen, dam

it die W
arte-

listen kürzer statt länger w
erden. Allerdings darf er dabei

aber nicht auf Kosten der Betreuungsqualität gehen.

Soll m
an die B

erner Innenstadt m
it einem

 R
oad -

pricing vom
 Verkehr entlasten?

●
W

ährend einer Studienreise in London, die von Lä-
bigi Stadt organisiert w

urde, konnte ich m
ich selbst

von der W
irksam

keit eines Roadpricing überzeugen.
N

atürlich ist London nicht Bern. Ein Pilotprojekt in
Bern ist aber w

ichtig: So können w
ir testen, ob sich

diese M
assnahm

e auch für die Schw
eiz eignet und w

ie
sie konkret ausgestaltet w

erden m
uss, um

 erfolgreich
zu sein.

W
o bist du bis zu den W

ahlen anzutreffen?
●

H
äufig auf der Strasse, denn w

ir sam
m

eln ja im
m

er
noch U

nterschriften für die beiden nationalen G
rünen

Initiativen für eine G
rüne W

irtschaft und für den
Atom

 ausstieg. Zudem
 haben w

ir am
 1. M

ai die U
nter-

schriftensam
m

lung für unsere städtische Initiative
«Für bezahlbare W

ohnungen» gestartet. Am
 vom

 G
B

orga nisierten Q
uartier-Zm

orge oder -Zvieri w
erde ich

der Bevölkerung m
eine Ideen für eine lebendige Stadt

darlegen und aufzeigen, w
as G

rüne Politik in der Stadt
Bern konkret bedeutet. U

nd natürlich w
erde ich auch

im
 N

ationalrat w
eiter Vollgas geben!

Interview
: Julia Richter und Sabine Baum

gartner, 
G

B-Parteisekretariat

D
ie Energiew

ende ist und 
bleibt ein zentrales Them

a

M
ehr als grün - für ein

ökologisches und soziales
Bern: Franziska Teuscher,
G

B-G
em

einderatskandi-
datin und N

ationalrätin 

grün.N
r.7 | M

ai 2012     6
grün.N

r.7 | M
ai 2012     7

Beim
 Sam

enbom
ben 

b asteln: Aline Trede, 
Judith G

asser und Fran-
ziska G

rossenbacher, G
B-

A rbeitsgruppe Ö
kologie 

●
H

elft m
it, unseren W

ahlkam
pf zu begrünen!

Freiw
illige StadtgärtnerInnen gesucht – w

er m
acht

m
it? Interessierte m

elden sich bitte bei der G
B-Ar-

beitsgruppe Ö
kologie unter: be.gruenen@

gm
ail.com

,
Inform

ationen und eine Anleitung zur H
erstellung

von Sam
enbom

ben unter: w
w

w
.gbbern.ch

aktions



treff

●
Fr, 1. Juni/15. Juni und Sa, 16. Juni, Berner Q

uartiere 
W

ohn-Initiative
Am

 1. M
ai ist die G

B-Initiative «Für bezahlbare W
ohnun-

gen» lanciert w
orden und nun heisst es: U

nterschriften
sam

m
eln! Für eine städtische Initiative m

üssen inner-
halb von sechs M

onaten 5’000 gültige U
nterschriften

gesam
m

elt w
erden. D

am
it die Initiative ein Erfolg w

ird,
s ind w

ir auf H
ilfe angew

iesen! D
as G

B organisiert ver-
schiedene Sam

m
elaktionen: W

er sam
m

elt m
it? 

Freiw
illige m

elden sich bitte unter: info@
gbbern.ch, 

Inform
ationen und U

nterschriftenbogen unter:
w

w
w

.w
ohnenfueralle.ch 

●
D

i, 19. Juni, 19.30 U
hr, Vatter Business Center am

 
Bärenplatz 2, 3011 Bern
«W

enn sich G
rün m

it Braun verm
ischt – Ecopopulism

us
unterw

andert soziale grüne Politik»
Eine öffentliche Podium

sdiskussion m
it Patrick Kury

(H
istoriker), Brigitta G

erber (G
rossrätin G

B Basel, 
Ethnologin und H

istorikerin), H
asim

 Sancar (Co-Frak -
tionspräsident G

B/JA!), m
oderiert von Cécile Bühlm

ann
(G

eschäftsführerin cfd). Inform
ationen unter:

w
w

w
.gbbern.ch 

●
M

o, 27. August, 19.00 U
hr, Politforum

 Käfigturm
,

Bern
Brennpunkt Stadtentw

icklung
D

ie G
B-Arbeitsgruppe Ö

kologie organisiert im
 W

ahljahr
W

orkshops zum
 Them

a Stadtentw
icklung. Im

 Rahm
en

der nächsten Veranstaltung soll das Freiraum
konzept

der Stadt Bern aus G
B-Sicht diskutiert w

erden. Interes-
sierte sind herzlich eingeladen! Inform

ationen unter:
w

w
w

.gbbern.ch 

Sekretariat
G

rünes Bündnis Stadt Bern
N

eubrückstrasse 17, 3012 Bern,
Postfach 6411, 3001 Bern, Tel. 031 301 82 09,
info@

gbbern, w
w

w
.gbbern.ch 

G
rünes Bündnis Stadt Bern auf Facebook: 

http://w
w

w
.facebook.com

/G
ruenesBuendnisBern

PC-Konto: 30-37923-6. M
erci!

●
Frauenpolitik

31. M
ai, Kontakt: regula_buehlm

ann@
bluew

in.ch  

●
Ö

kologie 
24. M

ai, Kontakt: fragroba@
gm

x.ch 

●
Internationales und M

igration 
4. Juli, Kontakt: asancar@

bluew
in.ch 

●
W

irtschaft 
6. Juni, Kontakt: thom

as.bauer@
hotm

ail.ch 

●
Bildung 

11. Juni, Kontakt: cor.schaerer@
bluew

in.ch 

●
Leitender Ausschuss 

23. M
ai, Kontakt: info@

gbbern.ch 

Interna
●

Am
 Sa, 2. Juni, findet die G

B-W
ahlretraite statt.

Am
 M

o, 25. Juni, findet der nächste G
B-Stam

m
tisch

ab 20.00 U
hr im

 Restaurant O
 bolles, Bollw

erk 35,
3011 Bern statt. 

Veranstaltungen
Arbeitsgruppen

K
ulturw

ende jetzt!
D

ie vier Autoren des eben erschienenen und m
ehr-

heitlich zw
iespältig rezipierten Buchs «D

er Kulturin-
farkt» gehen aufs G

anze: M
it dem

 Vorschlag, die
H

älfte aller kulturellen Traditionsbetriebe zu schlies-
sen, fordern sie nicht etw

a drastische Kürzungen bei
den K

ulturausgaben, sondern ein ernsthaftes U
m

-
denken in der K

ulturpolitik und einen radikalen
U

m
bau auf allen Ebenen.
2007 haben die G

rünen ihr Positionspapier zur
Kulturpolitik verabschiedet. Im

 W
esentlichen fusst

es auf den zw
ei G

rundsätzen «Vielfalt fördern» und
«eine offene G

esellschaft stärken». Es betont die
G

leichberechtigung aller Kulturräum
e, Sprachen und

sozialen H
intergründe. Es hält aber auch fest, dass

es zur Aufgabe von subventionierten Kulturinstitu-

tionen gehöre, die gelebte Vielfalt in unserem
 Land

sichtbar zu m
achen. 

Auch «D
er K

ulturinfarkt» geht von dieser V
iel-

falt aus. D
ie M

enschen w
issen, w

as sie w
ollen, und

benötigen keine Leitkultur. Sie brauchen keine auf-
w

ändige K
ulturverm

ittlung und pädagogischen
Program

m
e. Schon längst blühen parallele K

ultu-
ren. H

ier setzt die K
ritik an den Institutionen an,

die es über Jahrzehnte nicht geschafft haben, m
ehr

als zehn Prozent der B
evölkerung zu involvieren.

«D
er K

ulturinfarkt» ist also ein durchaus G
rünes

Buch. W
ie kann es einleuchten, dass in einer leben-

digen Stadt w
ie B

ern, in der unter anderem
 m

ehr
als 20 Prozent AusländerInnen aus über 160 N

atio-
nalitäten leben, 80 Prozent des K

ulturbudgets den
w

enigen «K
ulturbeflissenen» zur Verfügung ge-

stellt w
ird?

Im
pressum

: 
D

ie Zeitschrift grün.für M
it-

g lieder und Sym
pathisanten

des G
rünen Bündnis Stadt

Bern
erscheintvierm

aljährlich.
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, K
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ittler und

G
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